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Vergabestelle

Stadtverwaltung Pulsnitz

Am Markt 1

01896 Pulsnitz

Ort: Pulsnitz

Datum: 19.05.2025

Tel.: 035955 / 8613000

Fax:

E-Mail: ramona.seeliger-fritsch@pulsnitz.de

Az.-Nr.:

Vergabeart

Öffentliche Ausschreibung

Beschränkte Ausschreibung mit

Teilnahmewettbewerb

Beschränkte Ausschreibung ohne

Teilnahmewettbewerb

Freihändige Vergabe

Ablauf der Einreichungsfrist:
Datum: 11.06.2025 Uhrzeit: 08.00 Uhr
Ort: e-Vergabe

Bindefrist endet am: 10.07.2025

Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes
Vergabeverfahren gemäß Abschnitt 1 der VOB/A

Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

A) Anlagen, die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind:

HVA B-StB Teilnahmebedingungen

HVA B-StB Gewichtung der Zuschlagskriterien

HVA B-StB Mindestanforderungen Nebenangebote

HVA B-StB Vorzulegende Unterlagen

HVA B-StB Information Datenschutz

B) Anlagen, die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden:

Leistungsbeschreibung

HVA B-StB Besondere Vertragsbedingungen

HVA B-StB Weitere Besondere Vertragsbedingungen

C) Anlagen, die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind:

HVA B-StB Angebotsschreiben

Teile der Leistungsbeschreibung: Leistungsverzeichnis/Leistungsprogramm
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HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung

HVA B-StB Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen

HVA B-StB Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft

D) Anlagen, die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen sind:

1 Es ist beabsichtigt, die oben genannte Leistung im Namen und für Rechnung Stadtverwaltung Pulsnitz,

Am Markt 1, 01896 Pulsnitz zu vergeben.

2 Kommunikation:

Die Kommunikation erfolgt:

elektronisch über die Vergabeplattform

auf andere Weise (schriftlich, in Textform) (Anschrift nachstehend):

Name:

Straße:

PLZ/Ort:

Fax:

E-Mail:

3 Unterlagen (Erklärungen, Angaben, Nachweise):

3.1 Folgende Unterlagen sind mit dem Angebot einzureichen:

Siehe Vordruck „HVA B-StB Vorzulegende Unterlagen (Abschnitt 1: „Mit dem Angebot vorzulegen“)“

3.2 Folgende Unterlagen sind mit dem Angebot auf gesonderter Anlage zu den in der Anlage Vordruck

HVA B-StB Gewichtung der Zuschlagskriterien genannten bzw. angekreuzten Zuschlagskriterien

vorzulegen:

Siehe Vordruck „HVA B-StB Vorzulegende Unterlagen (Abschnitt 2: „Unterlagen zu den

Zuschlagskriterien“)“

3.3 Nachforderung

Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit dem Angebot gefordert war, werden

nachgefordert.

nicht nachgefordert

3.4 Folgende Unterlagen sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen:

Siehe Vordruck „HVA B-StB Vorzulegende Unterlagen (Abschnitt 3: „Auf gesondertes Verlangen

vorzulegen“)“

4 Losweise Vergabe:

Nein

Ja, Angebotsabgabe ist zugelassen
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nur für ein Los

für ein oder mehrere Lose

für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden)

5 Mehrere Hauptangebote

Die Abgabe von mehr als einem Hauptangebot ist

zugelassen, Werden mehrere Hauptangebote abgegeben, muss jedes aus sich heraus zuschlags-
fähig sein. § 13 Absatz 1, Nummer 2 VOB/A gilt für jedes Hauptangebot.
nicht zugelassen.

6 Nebenangebote

6.1 Nebenangebote sind nicht zugelassen; Nr. 4 der Teilnahmebedingungen gilt nicht

6.2 Nebenangebote sind zugelassen (s. auch Nr. 4 der Teilnahmebedingungen) – ausgenommen
Nebenangebote, die ausschließlich Preisnachlässe mit Bedingungen beinhalten –

für die gesamte Leistung

nur für nachfolgend genannte Bereiche

mit Ausnahme nachfolgend genannter Bereiche

unter folgenden weiteren Bedingungen:

Nebenangebote sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen

Nebenangebote mit Pauschalierungen für Leistungen im Erdbau sind nicht zugelassen

Nebenangebote zur Verkürzung der Einzelfristen für Verkehrsbeschränkungen sind
zugelassen. Diese müssen folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
- Anzahl der Kalendertage der Verkürzung,
- Kosten für die Verkürzung gesondert für:

• Mehr-/Minderkosten für jede Leistungsposition,
• ggf. gesonderte OZ (Positionen) für durch die Verkürzung erforderlich werdende

Leistungen, z. B. zusätzliche Baustelleneinrichtungen, Baustellensicherung, etc.
- Verbindlicher Bauablaufplan mit allen wichtigen terminlichen Einzelheiten der

beschleunigten Baudurchführung,
- Erläuterungen zur Sicherstellung der angebotenen verkürzten Fristen,
- Erläuterungen zur Sicherstellung der Qualität,
- Erläuterungen zum gewählten Bauverfahren, Art und Anzahl der vorgesehenen

Baugeräte, Personaleinsatz.

Zusätzlich zu Nr. 4 der Teilnahmebedingungen gilt:

Nebenangebote müssen die Mindestanforderungen der Baubeschreibung Abschnitt 1.5 und die Vorga-
ben in den einschlägigen Regelwerken gemäß beigefügtem Vordruck HVA B-StB Mindestanforderungen
Nebenangebote erfüllen und im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ und quantitativ
gleichwertig sein.
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7 Angebotswertung:

Kriterien für die Wertung der Haupt- und ggf. Nebenangebote:

Zuschlagskriterium Preis

Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. Die Wertungssumme wird ermittelt
aus der nachgerechneten Angebotssumme, insbesondere unter Berücksichtigung preislich
günstigerer Grund- oder Wahlpositionen, ggf. monetarisierter Zuschlagskriterien sowie eines
eventuellen Nachlasses ohne Bedingungen.

Werkstätten für Behinderte wird bei der Berechnung der Wertungssumme ein Bonus von 15 v.H.
eingeräumt. Ist ein Angebot, das von einer Werkstatt für Behinderte abgegeben wurde, ebenso
wirtschaftlich wie ein anderes Angebot, so wird der Zuschlag auf das Angebot der Werkstatt für
Behinderte erteilt. Der Nachweis der Eigenschaft als Werkstätte für Behinderte ist mit dem Angebot
zu führen.

Mehrere Zuschlagskriterien gemäß Vordruck HVA B-StB Gewichtung der Zuschlagskriterien

8 Zugelassene Angebotsabgabe

Elektronisch

in Textform, mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform muss der Bieter zu erkennen sein; falls vorgegeben,
ist das Angebot mit der geforderten Signatur/Siegel zu versehen.

Das elektronische Angebot ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über die
Vergabeplattform der Vergabestelle zu übermitteln.

Schriftlich

Beigefügtes Angebotsschreiben ist zu unterschreiben und mit den Anlagen in verschlossenem Umschlag
bis zum Ablauf der Angebotsfrist an die folgende Anschrift zu senden oder dort abzugeben:

siehe Briefkopf

Stelle:

Straße:

PLZ/Ort:

Der Umschlag ist außen mit Namen (Firma) und Anschrift des Bieters und der Angabe „Angebot für …:“

Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in
Pulsnitz - Ortsteil Friedersdorf

zu versehen (ggf. unter Verwendung eines bereit gestellten Kennzettels).
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9 Stelle, an die sich interessierte Unternehmen oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden können (Nachprüfungsstelle nach § 21 VOB/A):

Name: Landesdirektion Sachsen

Referat 33

Straße: Stauffenbergallee 2

PLZ/Ort: 01099 Dresden

10 Zusätzlich ist für dieses Vergabeverfahren das Sächsische Vergabegesetz (SächsVergabeG)

anzuwenden

(Unterschrift)

Bei elektronischer Versendung ohne Unterschrift gültig
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Besondere Vertragsbedingungen

1 Vertragsfristen (§ 5 VOB/B)
1.1 Beginn der Ausführung

Spätestens Werktage nach Aufforderung; Späteste Aufforderung am (Datum)

Frühestens , Spätestens Werktage nach Zuschlagserteilung

Frühestens am , Spätestens am 07.07.2025 (Datum)

Hinweis: Bauleistungen mit unmittelbaren Einfluss auf das Gewässer sind im Zeitraum vom

01.10. bis zum 30.04. untersagt

Wird in vorstehenden Hinweisen keine ausdrückliche Aussage zum zeitlichen Beginn getroffen, ist

davon auszugehen, dass mit Beginn der Ausführung die Aufnahme der Tätigkeit des Auftrag-

nehmers auf der Baustelle gemeint ist; dies ist im Regelfall die Baustelleneinrichtung.

1.2 Vollendung der Ausführung in Werktagen nach Aufforderung, Zuschlagserteilung, etc.:

Spätestens Werktage nach

Einzelfristen für

1.2.1 = spätestens Werktage nach

1.2.2 = spätestens Werktage nach

1.2.3 = spätestens Werktage nach

1.2.4 = spätestens Werktage nach

1.2.5 = spätestens Werktage nach

Bei Ausführungsfristen nach Werktagen, werden Werktage dann nicht auf die Ausführungs-

frist angerechnet, wenn Bauleistungen aus zwingenden witterungsbedingten Gründen nicht

erbracht werden oder spätestens drei Stunden nach Arbeitsbeginn abgebrochen und nicht

am selben Tag wieder aufgenommen werden können und diese auf dem kritischen Weg

liegen.

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber am Tag des Ereignisses die Ursache der Unter-

brechung, die betroffenen Bauleistungen sowie die voraussichtliche Dauer der Unterbrech-

ung anzuzeigen.

1.3 Vollendung der Ausführung nach Datum

Spätestens am 15.05.2026 (Datum)

Einzelfristen für

1.3.1 Fertigstellung Brückenbauwerk = spätestens 30.11.2025 (Datum)
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1.3.2 Rückbau Behelfsumfahrung = spätestens 15.12.2025 (Datum)

1.3.3 = spätestens (Datum)

1.3.4 = spätestens (Datum)

1.3.5 = spätestens (Datum)

1.4 Einzelfristen für Verkehrsbeschränkungen

1.4.1 = Kalendertage

1.4.2 = Kalendertage

1.4.3 = Kalendertage

1.4.4 von bis (Datum)

1.4.5 von bis (Datum)

2 Vertragsstrafen (§ 11 VOB/B)

Vertragsstrafen werden vereinbart.

Bei vom Auftragnehmer zu vertretender Überschreitung der Vertragsfristen hat dieser gemäß § 11

VOB/B für jeden Werk- bzw. Kalendertag, um den eine Frist überschritten wird, folgende

Vertragsstrafe(n) zu zahlen:

2.1 Bei Überschreitung der Frist für die Vollendung der Ausführung

0,2 % je Werktag der im Zuschlagsschreiben genannten Auftragssumme (netto)

0,2 % je Kalendertag der im Zuschlagsschreiben genannten Auftragssumme (netto)

2.2 Vertragsstrafe je Werktag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung

(netto) bei Überschreitung der Einzelfristen für die Vollendung:

% nach 1.2.1 % nach 1.2.2 % nach 1.2.3

% nach 1.2.4 % nach 1.2.5

Vertragsstrafe je Kalendertag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung

(netto) bei Überschreitung der Einzelfristen für die Vollendung:

% nach 1.3.1 % nach 1.3.2 % nach 1.3.3

% nach 1.3.4 % nach 1.3.5

2.3 Vertragsstrafe je Kalendertag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung

(netto) bei Überschreitung der Einzelfristen für Verkehrsbeschränkungen

% nach 1.4.1 % nach 1.4.2 % nach 1.4.3

% nach 1.4.4 % nach 1.4.5

2.4 Die Summe der zu zahlenden Vertragsstrafen wird auf insgesamt 5 % der sich aus dem Zuschlags-

schreiben ergebenden Netto-Auftragssumme begrenzt. Die Bezugsgröße zur Berechnung der

Vertragsstrafe bei der Überschreitung von Einzelfristen ist der Teil der Netto-Auftragssumme, der

den bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht (bei Einzelfristen auf

max. 5 % der Netto-Auftragssumme der zugehörigen baulichen Leistung).
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2.5 Verwirkte Vertragsstrafen für die Überschreitung wegen Nichteinhaltung als Vertragsfrist

vereinbarter Einzelfristen werden auf eine durch den Verzug wegen Nichteinhaltung der Frist für

die Vollendung der Leistung verwirkte Vertragsstrafe angerechnet.

3 Zahlung (§ 16 VOB/B)

Aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung wird die Frist für die Schlusszahlung

gemäß § 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B und den Eintritt des Verzugs gemäß § 16 Abs. 5 Nr. 3 VOB/B auf

Kalendertage festgelegt.

4 Sicherheit für die Vertragserfüllung (§ 17 VOB/B)

Auf Sicherheit für die Vertragserfüllung wird verzichtet.

Soweit die Auftragssumme bei einem Auftrag im Offenen Verfahren oder in einer Öffentlichen Aus-

schreibung mindestens 250.000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für die Vertrags-

erfüllung in Höhe von 5 % der Auftragssumme (inkl. Umsatzsteuer ohne Nachträge) zu leisten.

5 Sicherheit für Mängelansprüche (§ 17 VOB/B)

Auf Sicherheit für Mängelansprüche wird verzichtet.

Nach erfolgter Abnahme ist Sicherheit für Mängelansprüche zu leisten. Die Sicherheit für

Mängelansprüche beträgt 3 % der Summe der Abschlagszahlungen inkl. Umsatzsteuer zum

Zeitpunkt der Abnahme.

6 Bürgschaften

Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist das dafür jeweils einschlägige Formblatt des Auftraggebers

zu verwenden und zwar für

- die Vertragserfüllung das Formblatt „HVA B-StB Vertragserfüllungsbürgschaft“

- die Mängelansprüche das Formblatt „HVA B-StB Mängelanspruchsbürgschaft“

- vereinbarte Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen

gem. § 16 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 VOB/B das Formblatt „HVA B-StB Abschlagszahlungs-/Voraus-

zahlungsbürgschaft“

7 Technische Spezifikationen

Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische Spezifikationen (z.B. nationale Normen, mit denen

europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Bewertungen, gemeinsame technische

Spezifikationen, internationale Normen) Bezug genommen wird, werden auch ohne den ausdrücklichen

Zusatz „oder gleichwertig“ immer gleichwertige Technische Spezifikationen in Bezug genommen.

8 Frei
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9 Beschleunigungsvergütung

Die Geltung einer Beschleunigungsvergütung gemäß „HVA B-StB Beschleunigungsvergütung“ wird

vereinbart (siehe Anlage)

9.1 Höhe der Beschleunigungsvergütung bei Unterschreitung der Einzelfristen für

Verkehrsbeschränkungen

nach 1.4.1 EUR (netto)/Kalendertag

nach 1.4.2 EUR (netto)/Kalendertag

nach 1.4.3 EUR (netto)/Kalendertag

nach 1.4.4 EUR (netto)/Kalendertag

nach 1.4.5 EUR (netto)/Kalendertag

9.2 Die Höchstsumme der Beschleunigungsvergütung wird auf insgesamt EUR

(netto) begrenzt.

10 Preisgleitklauseln

Die Geltung folgender Preisgleitklausel(n) wird vereinbart:

Stoffpreisgleitklausel gemäß „HVA B-StB Stoffpreisgleitklausel“ (siehe Anlage)

11 Weitere Besondere Vertragsbedingungen

Keine

Siehe beigefügte Unterlage

Anlagen: HVA B-StB Weitere Besondere Vertragsbedingungen

HVA B-StB Stoffpreisgleitklausel

HVA B-StB Beschleunigungsvergütung
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(Wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Information Datenschutz
Informationen zur Erhebung von personenbezogenen Daten nach Artikel 13 und 14 der Verordnung

(EU) 2016/679 vom 27. April 2016 – Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)

Der Schutz Ihrer Personen bezogenen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. Wir verarbeiten Ihre

Daten daher ausschließlich auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. Mit den folgenden

Informationen möchten wir Ihnen einen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen

Daten durch uns und Ihre Rechte aus dem Datenschutzrecht geben.

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen können Sie sich wenden?

Verantwortlicher: Stadt Pulsnitz, Am Markt 1, 01896 Pulsnitz

Telefon: 035955 / 861-0

E-Mail-Adresse: datenschutz@pulsnitz.de

Internet-Adresse: www.pulsnitz.de

Sie erreichen unsere(n) Datenschutzbeauftragte(n) unter:

Verantwortlicher:

Telefon:

E-Mail-Adresse:

Internet-Adresse:

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung von

Ihnen erhalten. Zudem verarbeiten wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich

– personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (Handels- und

Vereinsregister, Gewerbezentralregister bzw. Wettbewerbsregister, Presse, Internet)

zulässigerweise gewinnen oder die uns von anderen Behörden des Bundes und der Länder oder

von sonstigen Dritten (z.B. Auskunfteien) berechtigt übermittelt werden. Relevante

personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten wie

Telefonnummer und E-Mail-Adresse und IP). Wir speichern Personen bezogene Daten z.B. im

Zusammenhang mit Bedarfserhebungen, Beschaffungsaufträgen, Angeboten, Ihren Fragen welche

Sie z.B. über Webformulare oder per E-Mail an uns senden, Daten aus der Erfüllung unserer

vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehr), Dokumentationsdaten (z.B. über Fragen und

Antworten zu unseren Vergabeverfahren).
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3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten und aufgrund welchen Gesetzes (Zweck der

Verarbeitung)?

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen des Vergabeverfahrens auf der

Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. a, b, c und e, Abs. 3 DSGVO und des

wie folgt:

a) Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten

Die Verarbeitung von Daten erfolgt zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der fiskalischen

Bedarfsdeckung für Behörden und andere staatliche Organisationen. Die Zwecke der

Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach den konkreten Produkten (z.B. Bedarfserhebung,

Abfragen und Analysen unter Behördenkunden künftig auch u. U. mittels des

Bedarfserhebungstools; Durchführung von Vergabeverfahren zur Durchführung von

vorvertraglichen und vertraglichen Maßnahmen, und der Abwicklung von Rahmenvereinbarungen

im Rahmen des E-Procurements). Die weiteren Einzelheiten zu den Datenverarbeitungszwecken

können Sie den maßgeblichen Geschäfts- und Nutzungsbedingungen entnehmen.

b) Wahrung berechtigter Interessen

Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages hinaus

zur Erfüllung rechtlicher Pflichten oder zur Wahrnehmung im öffentlichen Interesse liegender

Aufgaben, insbesondere zur:

- Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse zwecks direkter

Kundenansprache,

- Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten,

- Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,

- Verhinderung und Aufklärung von Straftaten,

- Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, für Zutrittskontrollen,

- Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten.

c) Aufgrund Ihrer Einwilligung

Die Zusendung unseres Newsletters über Neuerungen bei der e-Vergabe oder Informationen über

zukünftige Vergaben in von Ihnen ausgesuchten Produktbereichen beruht auf Ihrer Einwilligung.

d) Aufgrund gesetzlicher Vorgaben

Zudem unterliegen wir als öffentlicher Auftraggeber rechtlichen Verpflichtungen, das heißt

gesetzlichen Anforderungen (z. B. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen,

Vergabeverordnungen, Wettbewerbsregistergesetz, Steuergesetze). Zu den Zwecken der

Verarbeitung gehören unter anderem die Identitätsprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention,

die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten.

4. Wer bekommt Ihre Daten?

Ihre Daten bekommen nur die für die Bearbeitung zuständigen Personen und diejenigen, die ein

berechtigtes Interesse durch ihre Beteiligung darlegen können. So bekommen insbesondere bei

Beschaffungen nur Personen bei dem Bedarfsträger und der Vergabestelle Angebote zur Kenntnis.

Außerdem können zuständige Datenschutzbeauftragte, Vorgesetzte, Qualitätsmanager,

Innenrevisoren, Nachprüfstellen, Vergabekammern, Rechnungs- und Preisprüfer sowie Angehörige

der Rechnungshöfe in erforderlichem Umfang Einblick in Ihre Daten bekommen. Auch von uns

eingesetzte Auftragsverarbeiter können zu diesem Zweck Daten erhalten. Soweit Ihre Daten im
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Rahmen eines Auftragsverarbeitungsverhältnisses verarbeitet werden, wird auch der

Auftragsverarbeiter zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften verpflichtet.

5. Werden Ihre Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation übermittelt?

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb der Union) durch uns findet nicht statt.

6. Wie lange werden Ihre Daten gespeichert?

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung unserer

vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich ist. Dabei ist zu beachten, dass einige unsere

Geschäftsbeziehungen auf Jahre angelegte Dauerschuldverhältnisse sind. Sind die Daten für die

Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr erforderlich, werden sie regelmäßig

gelöscht, es sei denn, deren - befristete - Weiterverarbeitung ist erforderlich zu folgenden Zwecken:

 Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten:

Zu nennen sind das Handelsgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung (AO). Die dort

vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. In

Fällen der Beschaffung im Zusammenhang mit EU-geförderten Programmen beträgt die

Aufbewahrungsfrist in der Regel 10 Jahre nach Ablauf des Förderprogramms.

 Nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO sowie § 257 Abs. Nr. 1 HGB beträgt die Aufbewahrungsfrist in der

Regel 10 Jahre nach Abschluss der Beschaffung.

 Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften. Nach den §§

195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre

betragen, wobei die regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt.

7. Welche Datenschutzrechte haben Sie?

a) Recht auf Auskunft

Es besteht ein Recht auf Auskunft betreffend der von der Vergabestelle verarbeiteten

personenbezogenen Daten.

b) Recht auf Berichtigung

Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den Bewerber/Bieter betreffenden Angaben nicht

(mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden.

c) Recht auf Löschung

Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der personenbezogenen Daten. Der Anspruch

hängt jedoch u. a. davon ab, ob die Daten zur Erfüllung der Aufgaben noch benötigt werden (s.a.

Dauer der Speicherung).

d) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Daten des Bewerbers/Bieters zu

verlangen.

e) Recht auf Widerspruch

Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Bewerbers/ Bieters

ergeben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten zu widersprechen, sofern nicht ein

überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem entgegensteht.
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f) Recht auf Unterrichtung

Es besteht ein Recht auf Unterrichtung, an welchen Empfänger Informationen weitergeleitet wurden,

die berichtigt worden sind, die gelöscht wurden oder deren Verarbeitung eingeschränkt wurde.

g) Recht auf Datenübertragbarkeit

Sie haben unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Übertragung der Sie betreffenden

personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und

maschinenlesbaren Format, wenn die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder einem Vertrag beruht

und mit Hilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

h) Recht auf Widerruf

Es besteht ein Recht eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten zu

widerrufen. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der

Datenschutzgrundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Bitte

beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitungen,

die vor dem Widerruf erfolgt sind, wird davon nicht berührt.

i) Recht auf Beschwerde

Es besteht ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde.

8. Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten?

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung ist es erforderlich, dass Sie diejenigen

personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchführung einer

Geschäftsbeziehung und der Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich

sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der

Regel nicht in der Lage sein, Verträge mit Ihnen zu schließen oder diese auszuführen. Sollten Sie

uns notwendige Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von Ihnen

gewünschte Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen.

9. Findet eine automatisierte Entscheidungsfindung statt?

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir elektronische Unterstützung,

aber grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Art. 22 DSGVO. Sollten

wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, werden wir Sie - sofern es gesetzlich vorgegeben ist -

hierüber gesondert informieren.

10. Änderung des Zwecks der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten

(Profiling). Wir setzen Profiling beispielsweise in Fällen von Teilnahmewettbewerben bei der

Vergabe von Dienstleistungen von Beraterteams, Dozenten und Coaching ein. Wenn der Zweck der

Verarbeitung der Daten durch uns geändert werden soll, werden Sie vorher darüber informiert.
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz
- Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Verzeichnis der Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen

Zur Ausführung der im Angebot enthaltenen Leistungen benenne ich nachfolgend die durch Unterauftrag-
nehmer/Nachunternehmer auszuführenden Teilleistungen und auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle

die Namen der vorgesehenen Unterauftragnehmer/Nachunternehmer.

OZ Beschreibung der Teilleistung

Namen der
Unterauftragnehmer/Nachunternehmer

(einschl. ggf. vorh. PQ-Nummern)
(erst auf gesondertes Verlangen der

Vergabestelle)
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Bezeichnung der Bauleistung

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Erklärung der Bieter-/Arbeitsgemeinschaft
(bei Angeboten von Bietergemeinschaften auszufüllen)

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemeinschaft,

Bevollmächtigter Vertreter

Mitglied

USt-ID:

Weitere Mitglieder:

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

beschließen, im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden und erklären, dass der be-

vollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, zur Entgegen-

nahme der Zahlungen mit befreiender Wirkung berechtigt ist und alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

(Firmenname) (Datum) (Unterschrift)

(Firmenname) (Datum) (Unterschrift)

(Firmenname) (Datum) (Unterschrift)

(Firmenname) (Datum) (Unterschrift)
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Bezeichnung der Bauleistung

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Verpflichtungserklärung
(von anderen Unternehmen, welche ihre Kapazitäten im Wege einer Eignungsleihe

zur Verfügung stellen sowie von benannten Unterauftragnehmern auszufüllen)

(Name und Anschrift des Unterauftragnehmers/anderen Unternehmens)

Ich/wir verpflichte(n) mich/uns im Falle der Auftragserteilung an die

(Name und Anschrift des Bieters/der Bietergemeinschaft
oder des bevollmächtigten Vertreters der Bietergemeinschaft)

die im „Verzeichnis der Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen“ in den einzelnen OZ und der zugehörigen

Beschreibung der Teilleistung für unser Unternehmen aufgeführten Leistungen zu erbringen bzw. die in den

Vordrucken „Eignungsleihe technische und berufliche Leistungsfähigkeit“ und „Eignungsleihe wirtschaftliche

und finanzielle Leistungsfähigkeit“ aufgeführten Kapazitäten im Rahmen einer Eignungsleihe zur Verfügung

zu stellen.

Sofern ich/wir meine/unsere Kapazitäten im Rahmen einer Eignungsleihe in wirtschaftlicher und finanzieller

Hinsicht zur Verfügung stelle(n), verpflichte(n) ich/wir mich/uns mit untenstehender Unterschrift, dass ich/wir

im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bewerber/Bieter mit diesem gemeinsam für die Auftragsausführung

hafte(n).

(Datum) (Unterschrift des Unterauftragnehmers
bzw. des anderen Unternehmens)
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Name und Anschrift
Ort:

Datum:

Tel.:

Fax:

E-Mail:

Ust.-ID-Nr.:

Eigenerklärung Eignung
(vom Bewerber/Bieter bzw. Mitglied der Bewerber-/Bietergemeinschaft auszufüllen

sofern nicht eine EEE eingereicht wird oder ein anderer Eignungsnachweis zugelassen ist)

Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw. Aufforderung Teilnahmewettbewerb national bzw.
Teilnahmewettbewerb EU/Interessensbestätigung)

I. Verpflichtende Eignungsnachweise
(Angaben sind immer vorzunehmen, soweit das Unternehmen nicht PQ-qualifiziert ist)

1. Angabe zu zwingenden bzw. optionalen Ausschlussgründen
Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellt

Ich / Wir erkläre(n), dass
für mein/unser Unternehmen keine Ausschlussgründe gemäß § 6e EU VOB/A vorliegen.

ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, der zu
einem Eintrag im Gewerbezentralregister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als
2.500 Euro belegt worden bin/sind.

für mein/unser Unternehmen ein Ausschlussgrund gemäß § 6e EU Absatz 6 VOB/A vorliegt.

zwar für mein/unser Unternehmen ein Ausschlussgrund gemäß § 6e EU Absatz 1 bis 4 VOB/A
vorliegt, ich/wir jedoch für mein/unser Unternehmen Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen
habe(n), durch die für mein/unser Unternehmen die Zuverlässigkeit wieder hergestellt wurde.

Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber von den Bewerbern, welche zur
Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen bzw. von dem Bieter, auf dessen Angebot der
Zuschlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150a GewO
beim Bundesamt für Justiz anfordern.

Weiterhin wird der Auftraggeber von den Bewerbern, welche zur Angebotsabgabe aufgefordert
werden sollen bzw. von dem Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll,
Nachweise hinsichtlich einer eventuell durchgeführten Selbstreinigung anfordern.

Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und
Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung
unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt habe/haben.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir eine
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse1 und eine Unbedenklichkeits-
bescheinigung des Finanzamtes2 auf gesondertes Verlangen vorlegen.

1 Soweit mein/unser Betrieb beitragspflichtig ist
2 Soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt
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Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation

Ich/wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes
Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse
abgelehnt wurde und sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet bzw. seine Tätigkeit
eingestellt hat.
Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen.

2. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

Registereintragungen

Ich bin/Wir sind
im Handelsregister eingetragen unter der Nr.: beim Amtsgericht .
für die auszuführenden Leistungen in die Handwerksrolle eingetragen.
bei der Industrie- und Handelskammer eingetragen.
zu keiner Eintragung in die genannten Register verpflichtet.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir zur
Bestätigung meiner/unserer Erklärung auf gesondertes Verlangen vorlegen:
Gewerbeanmeldung, Berufs-/Handelsregisterauszug, Eintragung in der Handwerksrolle oder bei
der Industrie- und Handelskammer oder anderweitige sonstige Nachweise.

Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft

Ich bin/Wir sind Mitglieder der Berufsgenossenschaft

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir eine
qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich
zuständigen Versicherungsträgers mit Angabe der Lohnsummen auf gesondertes Verlangen
vorlegen.

3. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Nachweis eines bestimmten Mindestjahresumsatzes, einschließlich eines bestimmten
Mindestjahresumsatzes in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags (alle Angaben brutto)

Der geforderte Mindestjahresumsatz beträgt: €*

Mein Jahresumsatz betrug: Jahr €,
Jahr €,
Jahr €.

Der geforderte Mindestjahresumsatz in dem
Tätigkeitsbereich des Auftrages beträgt: €*

Mein Jahresumsatz in diesem Bereich betrug: Jahr €,
Jahr €,
Jahr €.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine
Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte
Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen auf gesondertes
Verlangen vorlegen.
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4. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Vorlage geeigneter Referenzen über die Ausführung von Bauleistungen in den letzten 5 Kalender-
jahren**, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind.

Als vergleichbare Leistungen werden anerkannt:

** Der Auftraggeber akzeptiert auch Referenzen, welche mehr als fünf Jahre zurückliegen.

1. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes des auf mein/unser Unternehmen
entfallenden Anteils, des Ausführungszeitraums und des Auftraggebers:

2. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes des auf mein/unser Unternehmen
entfallenden Anteils, des Ausführungszeitraums und des Auftraggebers:

3. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes des auf mein/unser Unternehmen
entfallenden Anteils, des Ausführungszeitraums und des Auftraggebers:

Es können auch mehr als drei Referenzen angegeben werden, diese sind dann auf gesonderter
Anlage vorzunehmen.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich /werden wir für
die oben genannten Leistungen Bescheinigungen über die ordnungsgemäße Ausführung und das
Ergebnis in Anlehnung an beiliegendes Muster auf gesondertes Verlangen vorlegen.

Angabe zu Arbeitskräften

Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistung erforderlichen Arbeitskräfte zur
Verfügung stehen.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahren
jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Lohngruppen und gesondert
ausgewiesenem technischen Leitungspersonal angeben.

** Vom Auftraggeber anzukreuzen, wenn ausnahmsweise Referenzen akzeptiert werden, die mehr als 5 Jahre zurückliegen.
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II. Ergänzende Eignungsnachweise

(Angaben sind immer vorzunehmen, soweit die Vergabestelle durch Ankreuzen festgelegt hat, ob
und ggf. inwieweit der darin beschriebene zusätzliche Eignungsnachweis verlangt wird)

* Nachfolgend werden keine weiteren Eignungsnachweise gefordert.

* Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusammenhang mit
der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen

Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Fachkräfte
zur Verfügung stehen.

Angabe der technischen Fachkräfte, die die Leistung tatsächlich erbringen

Namen der Personen mit Funktion
(auch technische Leitung)

Berufliche Qualifikation

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise in Form von Studiennachweisen oder sonstigen
Bescheinigungen bzw. Angaben wie Berufserfahrung und ausgeübten Tätigkeiten zu den Personen
einreichen

* Beschreibung der technischen Ausrüstung des Unternehmens

Angabe der technischen Ausrüstung des Unternehmens



HVA B-StB Eigenerklärung Eignung 08-19 Seite 5

* Beschreibung der Maßnahmen zur Qualitätssicherung des Unternehmens

Angabe der Maßnahmen zur Qualitätssicherung des Unternehmens

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.

* Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem
Unternehmen zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht

Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem Unternehmen zur
Vertragserfüllung zur Verfügung steht

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.

* Studiennachweise und Bescheinigungen über die berufliche Befähigung des Unternehmens
und/oder der Führungskräfte des Unternehmens, sofern sie als Zuschlagskriterium bewertet
werden

Mein/unser Unternehmen verfügt über folgende Nachweise und Bescheinigungen über die berufliche
Befähigung:

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.
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* Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die das Unternehmen während der
Auftragsausführung anwendet

Folgende Umweltmanagementmaßnahmen werde(n) ich/wir während der Auftragsausführung anwenden:

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.

* Erklärung, aus der hervor geht, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche
technische Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt

Mein/unser Unternehmen verfügt für die Ausführung des Auftrags über folgende Geräte und technische
Ausrüstung

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.

Angabe, welche Teile des Auftrags ich/wir an Unterauftrag-/Nachunternehmer vergeben
beabsichtige(n)

Folgende Teile des Auftrags beabsichtige(n) ich/wir an Unterauftrag-/Nachunternehmer zu vergeben:

Siehe ausgefüllter Vordruck HVA B-StB Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen oder Nachweise auf gesondertes Verlangen
der Vergabestelle innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und mein(e)/unser(e) Bewerbung/
Angebot ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt
werden.

……………………………………………..
(Unterschrift)

Bei elektronischer Versendung ohne Unterschrift gültig

Hinweis: Bei den mit „ * „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen bzw. Eintrag

festzulegen, ob und ggf. inwieweit die geforderten Angaben verlangt werden bzw. der Sachverhalt

maßgebend ist.
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Vorzulegende Unterlagen

Abschnitt 1: Unterlagen, die mit dem Angebot abzugeben sind

Mit der Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe übersandte Vordrucke /
Formblätter

HVA B-StB Angebotsschreiben (bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot
gesondert)
HVA B-StB Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen (wenn Teile der Leistung an Unterauftrag-
/Nachunternehmer vergeben werden sollen; bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes
Hauptangebot, in dem Teile der Leistung an Unterauftrag-/Nachunternehmer vergeben werden sollen)
HVA B-StB Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft (wenn das Angebot von einer Bietergemeinschaft
abgegeben wird; bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot einer
Bietergemeinschaft)
Formblatt Preisermittlung 221 / 222

Unternehmensbezogene Unterlagen

HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung (falls keine PQ-Nummer vorhanden bzw. die PQ-Qualifizierung
nicht einschlägig ist), alternativ Einheitliche Europäische Eigenerklärung
HVA B-StB Eignungsleihe technische und berufliche Leistungsfähigkeit
HVA B-StB Eignungsleihe wirtschaftliche und finanzielle Eignungsleihe

Leistungsbezogene Unterlagen

Leistungsverzeichnis/Leistungsprogramm mit den Preisen
Produktangaben in folgenden Positionen:

Sonstige Unterlagen (z.B. Erfüllung von Mindestanforderungen, (z.B. Datenblätter, Muster, spezielle
Nachweise))

Abschnitt 2: Mit dem Angebot auf gesonderter Anlage vorzulegende „Unterlagen zu den
Zuschlagskriterien“

Für das Zuschlagskriterium Beschleunigungsregelung:
Angabe des verbindlichen Endes der Bauzeit (Datum oder Werktage je nach Vorgabe in den
Besonderen Vertragsbedingungen) durch den Bieter unter Berücksichtigung vertraglicher Vorgaben wie
z. B. Fristen, Arbeiten Dritter; das Bauende darf nicht nach dem in den Besonderen
Vertragsbedingungen genannten Bauende liegen.
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Mit dem Angebot Abgabe eines Bauzeitenplans, als Balkenplan mit mind. folgenden Angaben: Lfd. Nr.
der Tätigkeit, Tätigkeit, Anfang und Ende der jeweiligen Tätigkeit nach Datum oder Werktagen, Dauer
der jeweiligen Tätigkeit, Angabe von Zwischen- und Endterminen, Zeitachse in Wochen.“

Abschnitt 3: Unterlagen, die auf Verlangen der Vergabestelle vorzulegen sind

Mit der Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe übersandte Vordrucke /
Formblätter

- HVA B-StB Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen (nur bei EU-Verfahren)
-
-

Unternehmensbezogene Unterlagen (Bestätigungen der Eigenerklärungen)

- Referenznachweise mit den im Formblatt Eigenerklärung zur Eignung genannten Angaben
- Erklärung zur Zahl der in den letzten 3 Jahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte,

gegliedert nach Lohngruppen, mit extra ausgewiesenem Leitungspersonal
- Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug und Eintragung in der Handwerksrolle (Handwerkskarte)

bzw. bei der Industrie- und Handelskammer
- Rechtskräftig bestätigter Insolvenzplan (falls eine Erklärung über das Vorliegen eines solchen

Insolvenzplanes angegeben wurde)
- Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, falls das Unternehmen beitragspflichtig ist
- Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen, falls das

Finanzamt eine solche Bescheinigung ausstellt
- Freistellungsbescheinigung nach § 48b Einkommensteuergesetz
- Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des zuständigen Versicherungsträgers mit

Angabe der Lohnsummen
- Nachweise hinsichtlich einer eventuell durchgeführten Selbstreinigung
- „Nachweis der Qualifikation des gemäß den „Zusätzlichen Technischen

Vertragsbedingungen und Richtlinien für . (ZTV ). Bei
ausländischen Bietern wird ein gleichwertiger Qualifikationsnachweis verlangt.“

- „Nachweis der Qualifikation des gemäß den „Zusätzlichen Technischen
Vertragsbedingungen und Richtlinien für . (ZTV ). Bei
ausländischen Bietern wird ein gleichwertiger Qualifikationsnachweis verlangt.“

-
-

Leistungsbezogene Unterlagen

- Nachweis der im Rahmen des konkreten Beschaffungsvorgangs von der Beschaffungsstelle ge-
forderten „Technischen Kriterien für den Einsatz von Fahrzeugrückhaltesystemen in Deutschland“,
veröffentlicht auf der Homepage der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), durch Einzelnachweis
oder Bezugnahme auf die von der BASt veröffentlichte „Technische Übersichtsliste für Fahrzeug-
Rückhaltesysteme in Deutschland.

- Produktdatenblätter benannter Fabrikate (nur soweit vom Bieter Angaben gemacht wurden)
-
-

Sonstige Unterlagen

- Preisermittlungsunterlagen (z.B. Auszüge aus der Urkalkulation) zur Aufklärung auffälliger
Einheitspreise

- Urkalkulation
- Zur Höhe des Umsatzes Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder

entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen
-
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Name und Anschrift des Bieters:
Ort:

Datum:

Tel.:

Fax:

E-Mail:

Ust.-ID-Nr.:

Az.-Nr.:

Angebotsschreiben

Bezeichnung der Bauleistung:

Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

Ihre Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes vom

Anlagen1), die Vertragsbestandteil werden:

Leistungsbeschreibung – Kurzfassung –

Selbstgefertigtes Leistungsverzeichnis (Abschrift oder Kurzfassung)

HVA B-StB Unterauftrag-/Nachunternehmerleistungen

HVA B-StB Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft

Nebenangebote

Anlagen1), die der Angebotswertung dienen, ohne Vertragsbestandteil zu werden:

HVA B-StB Eigenerklärung Eignung

Einheitliche Europäische Eigenerklärung zur Eignung (EEE)

HVA B-StB Eignungsleihe technische und berufliche Leistungsfähigkeit

HVA B-StB Eignungsleihe wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

1 Ich/wir biete(n) die Ausführung der oben genannten Leistung zu den von mir eingesetzten Preisen an.
An mein Angebot halte(n) ich/wir mich/uns bis zum Ablauf der Bindefrist gebunden.

2 Die Angebotssumme des Hauptangebotes einschließlich Umsatzsteuer (brutto) gemäß Leistungs-
beschreibung beträgt:

EUR

3 Anzahl der zum Angebot gehörenden Nebenangebote: St.

4 Preisnachlass ohne Bedingungen auf die Abrechnungssumme für Haupt- und alle Nebenangebote:

%

1) vom Bieter, soweit erforderlich, anzukreuzen und beizufügen
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5 Bestandteil meines/unseres Angebotes sind neben diesem Angebotsschreiben und seinen Anlagen
folgende Unterlagen:

– „Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen DIN 1961 (VOB/B) –
Ausgabe 2016“,

– Unterlagen gem. Aufforderung zur Angebotsabgabe, Anlagen Teil B.

6 Ich/Wir bin/sind präqualifiziert und im Präqualifikationsverzeichnis des Vereins für die
Präqualifikation von Bauunternehmen eingetragen unter der/den Nummer/n:

Name: PQ-Nummer:

Name: PQ-Nummer:

Name: PQ-Nummer:

Name: PQ-Nummer:

Ich bin/Wir sind ein kleines oder mittleres Unternehmen – KMU – (< 250 Beschäftigte und
   ≤ 50 Mio. Euro Jahresumsatz bzw. ≤ 43 Mio. Euro Jahresbilanzsumme)2).

7 Ich/Wir erkläre(n),

dass ich/wir alle Leistungen im eigenen Betrieb ausführen werde(n).

dass ich/wir alle Leistungen, die nicht im „Verzeichnis der Unterauftrag-/Nachunternehmer-
leistungen“ aufgeführt sind, im eigenen Betrieb ausführen werde(n).

8 Ich/Wir erkläre(n), dass

– ich/wir den Wortlaut der vom Auftraggeber verfassten Langfassung des Leistungsverzeichnisses als
allein verbindlich anerkenne(n).

– mir/uns zugegangene Änderungen der Vergabeunterlagen Gegenstand meines/unseres Angebotes
sind.

– ein nach der Leistungsbeschreibung von mir/uns zu benennender Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkoordinator gemäß Baustellenverordnung und dessen Stellvertreter über die nach den „Regeln
zum Arbeitsschutz auf Baustellen; geeigneter Koordinator (Konkretisierung zu § 3 BaustellV) (RAB
30)“ geforderte Qualifikation verfügen, um die nach Baustellenverordnung übertragenen Aufgaben
fachgerecht zu erfüllen.

– das vom Auftraggeber vorgeschlagene Produkt Inhalt meines/unseres Angebotes ist, wenn
Teilleistungsbeschreibungen des Auftraggebers den Zusatz „oder gleichwertig“ enthalten und von
mir/uns keine Produktangaben (Hersteller- und Typenbezeichnung) eingetragen wurden.

– falls von mir/uns mehrere Nebenangebote abgegeben wurden, mein/unser Angebot auch die
Kumulation der Nebenangebote, die sich nicht gegenseitig ausschließen, umfasst.

– alle ggf. von mir/uns verwendeten Holzprodukte nach FSC, PEFC oder gleichwertig zertifiziert sind
oder die für das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC oder PEFC einzeln erfüllen.

– ich/wir einen pauschalen Schadenersatz in Höhe von 15 % der Abrechnungssumme zahlen werde,
falls ich/wir aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen habe, die eine unzulässige
Wettbewerbseinschränkung darstellt.

– ich/wir jede vom zuständigen Finanzamt vorgenommene Änderung in Bezug auf eine vorgelegte
Freistellungsbescheinigung (§ 48b EStG) dem Auftraggeber unverzüglich in Textform mitteile/n.

2) Bietergemeinschaften gelten nur dann als KMU, wenn der überwiegende Teil des Auftrags von (einem) Partner(n) der
Bietergemeinschaft erbracht wird, der/die als KMU einzustufen ist/sind.
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*) Für die Wahrung der Textform reicht es grundsätzlich aus, wenn bei juristischen Personen oder Handelsgesellschaften der
Firmenname genannt wird.

Elektronisches Angebot in Textform*)

…………………………………………………..

(Name, lesbar)

Schriftliches Angebot

………………………………………………………….

(Stempel und Unterschrift)

Ist
- bei einem elektronisch übermitteltem Angebot in Textform der Bieter nicht erkennbar*),
- ein schriftliches Angebot nicht an obiger Stelle unterschrieben oder
- ein elektronisches Angebot, das signiert bzw. mit einem Siegel versehen werden muss, nicht

wie vorgegeben signiert bzw. mit einem Siegel versehen,
wird das Angebot ausgeschlossen.
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01
Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -

Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Weitere Besondere Vertragsbedingungen

1. Begriffsdefinition

Die Bezeichnungen „Baustelle“ und „Baubereich“ werden in folgendem Sinne verwendet:
Baustelle: Flächen, die der Auftraggeber zur Ausführung der Leistung, für die Baustelleneinrichtung und

zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüglich der
Flächen, die der Auftragnehmer darüber hinaus in Anspruch nimmt.

Baubereich: Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten beeinträchtigt wer-
den kann.

2. Abrechnung

Bei elektronischer Rechnungsstellung (XRechnung) hat der Auftragnehmer die Nachweise gemäß § 14
Abs. 1 VOB/B getrennt und vor der Rechnung an den Auftraggeber zu übergeben.
Gegebenenfalls sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung weitere Festlegungen zu treffen.

In den für die gemeinsamen Feststellungen zu verwendenden Aufmaßblättern müssen mindestens fol-
gende Angaben gemacht werden:

– Auftragnehmer,
– Auftraggeber,
– Nummer des Aufmaßblattes,
– Bezeichnung der Bauleistung,
– Ordnungszahl (OZ).

Unmittelbar über den Unterschriften und dem Datum muss das Aufmaßblatt den Text enthalten: „Aufge-
stellt“.

Jeder Ansatz der Mengenberechnung muss einen direkten Bezug zu den der Abrechnung zugrundelie-
genden Feststellungen, Zeichnungen und anderen Belegen haben. Nur der Verweis auf frühere Berech-
nungen ist nicht zulässig.

3. 1) Getrennte Rechnungserstellung

Für folgende Leistungen sind getrennte Rechnungen zu erstellen:

4. 1) Nachweis der Massen

(1) Der Verbrauch ist durch Vorlage von Wiegenachweisen laufend nachzuweisen.

Die Wiegenachweise müssen die folgenden Angaben enthalten:
– Lieferwerk,
– Name der Baustelle,
– Bezeichnung des Wägegutes,
– Nummer des Wiegenachweises,
– Datum und Uhrzeit der Wägung,
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– Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer Tarawert (PT),
– Bruttomasse (B),
– Nettomasse (N),
– Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebseigene Bezeichnung/amtliches Kennzeichen).

Die Wiegenachweise sind vom Bedienungspersonal der Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen zu be-
stätigen und bei der Anlieferung an der Verwendungsstelle unverzüglich dem Auftraggeber zu übergeben.

(2) Der Auftraggeber kann stichprobenartig die Masse einzelner Lieferungen durch Nachwiegen des bela-
denen und leeren Fahrzeugs nachprüfen (Kontrollwägung).
Hierbei ist der Auftraggeber berechtigt, kontinuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, bei 10 % der
Lieferungen Kontrollwägungen durchführen zu lassen. Diese Kontrollwägungen werden dem Auftragneh-
mer nicht gesondert vergütet. Die Kosten für darüberhinausgehende Kontrollwägungen werden vom Auf-
traggeber erstattet. Zu den Kosten der Kontrollwägung rechnen alle unmittelbar (Transportkosten, Wiege-
gebühren usw.) und mittelbar (Wertminderung der Ladung, Einfluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch
die Kontrollwägung entstehenden Kosten, jedoch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung der Kontrollwä-
gung durch den Beauftragten des Auftraggebers. Sofern die Kosten zu erstatten sind, sind sie im Einzel-
nen nachzuweisen.
Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschreitung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein entsprechen-
der Abzug.

5. 1) Bauabrechnung mit IT-Anlagen

Führt der Auftragnehmer die Abrechnung ganz oder teilweise mit IT-Anlagen aus (Leistungsberechnung),
so gelten zusätzlich folgende Bedingungen:

1. Rechenverfahren/DV-Programme:
Die verwendeten DV-Programme müssen den in der „Sammlung der Regelungen für die elektronische
Bauabrechnung (Sammlung REB)“ enthaltenen Allgemeinen Bedingungen (REB-Allg.) und Verfah-
rens-beschreibungen (REB-VB) entsprechen. Andere Rechenverfahren dürfen nur mit vorheriger
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers verwendet werden.

2. Vereinbarung:
Vor Beginn der Ausführung (Vertragsfristen gemäß den Besonderen Vertragsbedingungen) ist, ggf.
getrennt für einzelne Ordnungszahlen (Positionen), eine Vereinbarung zur Bauabrechnung schriftlich
abzuschließen.

3. Datenübergabe:
Nach Abschluss der Vereinbarung zur Bauabrechnung, spätestens vor Beginn der Bauabrechnung
sind vom Auftragnehmer für die vereinbarten Datenarten Testdaten an den Auftraggeber zu überge-
ben.
Eingabedaten sind digital zu liefern. Diese sind erst nach Durchführung der Leistungsberechnung her-
zustellen und eindeutig zu kennzeichnen. In der Mengenberechnung des Auftragnehmers ist ein Be-
zug der Eingabedaten zu den Ausführungs- bzw. Abrechnungsunterlagen herzustellen.

4. Berichtigung der Leistungsberechnung:
Werden bei Prüfung der Leistungsberechnung fehlerhafte Eingabedaten oder falsche Rechenergeb-
nisse festgestellt, so ist die Leistungsberechnung vom Auftragnehmer im erforderlichen Umfang zu
wiederholen.

5. Toleranz-Regelung bei Prüfberechnungen:
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mittels IT-Anlagen geprüft
und werden dabei Unterschiede zwischen den jeweiligen Ergebnissen festgestellt, dann gelten bei Ab-
weichungen vom Ergebnis der Prüfberechnung bis zu 0,2 ‰ bei jeder Ordnungszahl (Position) eines
Berechnungsabschnitts die vom Auftragnehmer berechneten Werte.
Liegen Abweichungen außerhalb dieser Toleranz von 0,2 ‰, teilt der Auftraggeber zunächst dem Auf-
tragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Prüfberechnung mit und gibt ihm Gelegenheit zur Ein-
sichtnahme in die Prüfberechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils kleinere Ergebnis, falls nicht auf-
grund einer vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der Abweichungen, Fehler in der Leistungs-
bzw. Prüfberechnung festgestellt und berichtigt werden.
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6. Toleranz-Regelung bei Vergleichsberechnungen:
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mit einer Vergleichsberech-
nung geprüft, sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung schriftlich Toleranzregelungen zu vereinba-
ren.
Liegen Abweichungen außerhalb der vereinbarten Toleranzgrenzen, teilt der Auftraggeber zunächst
dem Auftragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Vergleichsberechnung mit und gibt ihm Gele-
genheit zur Einsichtnahme in die Vergleichsberechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils kleinere
Ergebnis, falls nicht aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der Abweichungen,
Fehler in der Leistungs- bzw. Vergleichsberechnung festgestellt und berichtigt werden.

6. 1) Aufrechnung

Unter Verzicht auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit nach § 387 BGB willigt der Auftragnehmer ein,
dass Forderungen der Bundesrepublik Deutschland oder des Landes oder

an den Auftragnehmer gegen Forderungen des Auftragnehmers an eine die-
ser Körperschaften aufgerechnet werden. Diese Einwilligung erstreckt sich nur auf Bauverträge im Stra-
ßen- und Brückenbau zwischen den vorgenannten Körperschaften und dem Auftragnehmer.

7. 1) Bauablaufplan

Wenn ein Bauablaufplan vorzulegen ist, gelten folgende Anforderungen:

Der Bauablaufplan gehört zu den durch den Auftragnehmer zu erstellenden Ausführungsunterlagen. Er ist
dem Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten zu übergeben.

Ein Bauablaufplan ist die grafische Darstellung der organisatorischen und zeitlichen Abläufe aller notwen-
digen Arbeiten sowie deren Abhängigkeiten voneinander.

Bauablaufpläne sind als Balkenplan (Gantt-Diagramm) oder als Weg-Zeit-Diagramm einschließlich des
kritischen Weges darzustellen. Der kritische Weg ist der Weg vom Anfang bis zum Ende eines Bauablauf-
planes auf dem die Summe aller Pufferzeiten minimal wird.

Balkenpläne stellen die zeitliche Lage der einzelnen Arbeitsschritte (Vorgänge) und die Dauer der Vor-
gänge eines Projektes dar.
Im Weg-Zeit-Diagramm wird neben der Dauer und dem Termin des jeweiligen Vorganges auch dessen
Ort dargestellt.

Der Detailierungsgrad des Bauablaufplanes ist dem jeweiligen Projekt anzupassen. Mindestens die
Haupt-gewerke und die vertraglichen Termine (vgl. BVB) sind darzustellen. Erfolgt die Bauausführung
nach Teilabschnitten, sind diese auch im Bauablaufplan darzustellen. Bei Notwendigkeit sind Verkehrsfüh-
rungs- und Sperrphasen sowie Pufferzeiten anzugeben.

Während der Bauausführung ist durch den Auftragnehmer ein Vergleich zwischen Soll- und Ist-Terminen
vorzunehmen und der Bauablaufplan fortzuschreiben. Der Vergleich zwischen Soll- und Ist-Terminen ist
darzustellen.
Die Fortschreibung des Bauablaufplanes wird regelmäßig bei Änderungen des Bauablaufes nötig.
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Hinweis: Bei den mit „ 1) „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen und ggf. durch Eintrag fest-
zulegen, ob und ggf. inwieweit die darin beschriebene Regelung Vertragsbestandteil werden soll.
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Zu 11. Weitere Besondere Vertragsbedingungen 
(letzte Änderung am: 15.06.2022) 

 
1. Begriffsdefinition 

Die Bezeichnungen „Baustelle“ und „Baubereich“ werden in folgendem Sinne verwendet: 
Baustelle: Flächen, die der Auftraggeber zur Ausführung der Leistung, für die 

Baustelleneinrichtung und zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und 
Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüglich der Flächen, die der Auftragnehmer 
darüber hinaus in Anspruch nimmt. 

Baubereich:  Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten 
beeinträchtigt werden kann. 

 
2. Abrechnung 

In den für die gemeinsamen Feststellungen zu verwendenden Aufmaßblättern müssen 
mindestens folgende Angaben gemacht werden: 
 Auftragnehmer, 
 Auftraggeber, 
 Nummer des Aufmaßblattes, 
 Bezeichnung der Bauleistung, 
 Ordnungszahl (OZ). 
Unmittelbar über den Unterschriften und dem Datum muss das Aufmaßblatt den Text 
enthalten: „Aufgestellt“. 
Jeder Ansatz der Mengenberechnung muss einen direkten Bezug zu den der Abrechnung 
zugrunde liegenden Feststellungen, Zeichnungen und anderen Belegen haben. Nur der 
Verweis auf frühere Berechnungen ist nicht zulässig. 
 

3. Getrennte Rechnungserstellung 
Für folgende Leistungen sind getrennte Rechnungen zu erstellen: 
Für jedes Los sind getrennte Rechnungen aufzustellen und beim jeweiligen 
Auftraggeber einzureichen. 
                                                                       
                                                                       
                                                                       
                                                                       
 

4. Nachweis der Massen 
4.1 Der Verbrauch ist durch Vorlage der Wiegescheine einer geeichten Waage laufend 

nachzuweisen. 
Die Wiegescheine müssen die folgenden Angaben enthalten: 
 Lieferwerk, 
 Name der Baustelle, 
 Bezeichnung des Wägegutes, 
 Nummer des Wiegescheins, 
 Datum und Uhrzeit der Wägung, 
 Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer Tarawert (PT), 
 Bruttomasse (B), 
 Nettomasse (N), 
 Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebseigene Bezeichnung / amtliches Kennzeichen). 
Die Wiegescheine sind bei der Anlieferung an der Verwendungsstelle vom Auftragnehmer 
abzuzeichnen und unverzüglich in doppelter Ausfertigung dem Auftraggeber zu übergeben. 
Die Originale der Wiegescheine erhält der Auftraggeber, die bestätigten Durchschriften erhält 
der Auftragnehmer. 
Bei schüttfähigem Gut, das nicht zum Anhaften neigt, wie z. B. Sand, Kies, 
wiederaufbereitete (Recycling-) Stoffe, kann der Nachweis der Masse durch Wiegescheine 
von geeichten Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen erfolgen. 
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4.2 Beim Einsatz von Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen gelten zusätzlich folgende 
Bedingungen: 
 Der Wiegeschein muss eine Erklärung enthalten, dass es sich um eine geeichte Waage 

handelt. 
 Anstelle des Ausdruckes von Tara- und Bruttomasse tritt die Nettogesamtmasse des 

Ladegutes sowie zusätzlich bei Schaufellader-Waagen die Anzahl der geladenen 
Schaufeln (Ladevorgänge). 

 Die Wiegescheine sind vom Bedienungspersonal der Schaufellader- bzw. Förderband-
Waagen zu unterschreiben. 

4.3 Der Auftraggeber kann stichprobenartig die Masse einzelner Lieferungen durch Nachwiegen 
des beladenen und leeren Fahrzeugs nachprüfen (Kontrollwägung). 
Hierbei ist der Auftraggeber berechtigt, kontinuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, bei 
10 % der Lieferungen Kontrollwägungen durchführen zu lassen. Diese Kontrollwägungen 
werden dem Auftragnehmer nicht gesondert vergütet. Die Kosten für darüber hinausgehende 
Kontrollwägungen werden vom Auftraggeber erstattet. Zu den Kosten der Kontrollwägung 
rechnen alle unmittelbar (Transportkosten, Wiegegebühren usw.) und mittelbar 
(Wertminderung der Ladung, Einfluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch die 
Kontrollwägung entstehenden Kosten, jedoch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung der 
Kontrollwägung durch den Beauftragten des Auftraggebers. Sofern die Kosten zu erstatten 
sind, sind sie im Einzelnen nachzuweisen. 
Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschreitung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein 
entsprechender Abzug. 
 

5. Bauabrechnung mit IT-Anlagen 
Führt der Auftragnehmer die Abrechnung ganz oder teilweise mit IT-Anlagen aus 
(Leistungsberechnung), so gelten zusätzlich folgende Bedingungen: 

5.1 Rechenverfahren/DV-Programme: 
Die verwendeten DV-Programme müssen den in der „Sammlung der Regelungen für die 
elektronische Bauabrechnung (Sammlung REB)“ enthaltenen Allgemeinen Bedingungen 
(REB-Allg.) und Verfahrensbeschreibungen (REB-VB) entsprechen. Andere 
Rechenverfahren dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers 
verwendet werden. 

5.2 Vereinbarung: 
Vor Beginn der Ausführung (Vertragsfristen gemäß den Besonderen Vertragsbedingungen) 
ist, gegebenenfalls getrennt für einzelne Ordnungszahlen (Positionen), eine Vereinbarung 
zur Bauabrechnung schriftlich abzuschließen. 

5.3 Datenübergabe: 
Nach Abschluss der Vereinbarung zur Bauabrechnung, spätestens vor Beginn der 
Bauabrechnung sind vom Auftragnehmer für die vereinbarten Datenarten Testdaten an den 
Auftraggeber zu übergeben. 
Eingabedaten sind auf Datenträgern zu liefern. Diese sind erst nach Durchführung der 
Leistungsberechnung herzustellen und eindeutig zu kennzeichnen. In der 
Mengenberechnung des Auftragnehmers ist ein Bezug der Eingabedaten zu den 
Ausführungs- bzw. Abrechnungsunterlagen herzustellen. 

5.4 Berichtigung der Leistungsberechnung: 
Werden bei Prüfung der Leistungsberechnung fehlerhafte Eingabedaten oder falsche 
Rechenergebnisse festgestellt, so ist die Leistungsberechnung vom Auftragnehmer im 
erforderlichen Umfang zu wiederholen. 

5.5 Toleranz-Regelung bei Prüfberechnungen: 
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mittels IT-Anlagen 
geprüft und werden dabei Unterschiede zwischen den jeweiligen Ergebnissen festgestellt, 
dann gelten bei Abweichungen vom Ergebnis der Prüfberechnung bis zu 0,2 ‰ bei jeder 
Ordnungszahl (Position) eines Berechnungsabschnitts die vom Auftragnehmer berechneten 
Werte. 
Liegen Abweichungen außerhalb dieser Toleranz von 0,2 ‰, teilt der Auftraggeber zunächst 
dem Auftragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Prüfberechnung mit und gibt ihm 
Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Prüfberechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils 
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kleinere Ergebnis, falls nicht aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der 
Abweichungen, Fehler in der Leistungs- bzw. Prüfberechnung festgestellt und berichtigt 
werden. 

5.6 Toleranz-Regelung bei Vergleichsberechnungen: 
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mit einer 
Vergleichsberechnung geprüft, sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung schriftlich 
Toleranzregelungen zu vereinbaren. 
Liegen Abweichungen außerhalb der vereinbarten Toleranzgrenzen, teilt der Auftraggeber 
zunächst dem Auftragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Vergleichsberechnung mit 
und gibt ihm Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Vergleichsberechnung. Es gilt in diesem 
Falle das jeweils kleinere Ergebnis, falls nicht aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten 
Aufklärung der Abweichungen, Fehler in der Leistungs- bzw. Vergleichsberechnung 
festgestellt und berichtigt werden. 
 

6. Widersprüche in der Leistungsbeschreibung  
 (zu VOB/B § 1 Abs. 2) 

Bei Widersprüchen zwischen Leistungsverzeichnis und Zeichnungen geht das 
Leistungsverzeichnis vor. 

 
7. Anschlüsse für Wasser und Energie  
 (zu VOB/B § 2 Abs. 1) 

Der Auftragnehmer (AN) hat die Anschlüsse für Wasser, Abwasser und Energie zu 
beschaffen und ihre Benutzung zu vereinbaren. 

 
8. Ausführungsunterlagen  
 (zu VOB/B § 3) 
8.1 Nach Auftragserteilung werden dem Auftragnehmer, soweit erforderlich, die in der 

Baubeschreibung aufgeführten Entwurfszeichnungen kostenlos in zweifacher Fertigung 
übergeben. Weitere Fertigungen werden gegen Ersatz der Selbstkosten ausgehändigt. 

8.2 Der Auftragnehmer hat Absteckungen, die für die Überprüfung der vertragsgemäßen 
Ausführung erforderlich sind, bis zur Abnahme zu erhalten. Änderungen bedürfen der 
Zustimmung des Auftraggebers (AG). 

 
9. Unterrichtung des Auftraggebers 
 (zu VOB/B § 4 Abs. 1 und 2) 
9.1 Von allen wichtigen Maßnahmen auf der Baustelle, insbesondere vom Beginn aller wichtigen 

Teilleistungen, ist der Auftraggeber rechtzeitig in Kenntnis zu setzen. Insbesondere ist die 
Örtliche Bauüberwachung mindestens 3 Werktage vor dem Einbau von Baustoffen, die 
nach Gewicht abgerechnet werden, zu informieren.  
Schäden, die dem AG aus der Nichtbeachtung der Vertragsbedingung entstehen, gehen zu 
Lasten des AN. 

9.2 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber bei der Hinterfüllung und Überschüttung von 
Bauwerken die Baustoffe, das Arbeitsverfahren, den Geräteeinsatz sowie Maßnahmen für 
besonders zu verfüllende Bereiche rechtzeitig vor Ausführung der Arbeiten schriftlich 
mitzuteilen. 

 
10. Sicherungsmaßnahmen im Bereich von Verkehrsanlagen  
 (zu VOB/B § 4 Abs. 2) 

Berühren die Arbeiten Anlagen der Deutschen Bahn AG bzw. Anlagen anderer Unternehmen 
von Schienenbahnen oder Wasserstraßen, so hat der Auftragnehmer Vorschriften und 
Anordnungen der zuständigen Stellen zu beachten. Insbesondere hat er alle Maßnahmen, 
welche zur Sicherung des Betriebes und zur Sicherung seiner Arbeitnehmer gegen die 
Gefahren des Betriebes erforderlich sind, zu treffen; dazu gehören nicht die von 
Verkehrsunternehmen ausgeführten Sicherungsmaßnahmen (z. B. Sicherungsposten der 
Bahn, Wahrschaudienst der Schifffahrtsverwaltung). 
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11. Werbung 
 (zu VOB/B § 4 Abs. 1) 

Das Aufstellen von Firmenschildern des Auftragnehmers auf der Baustelle ist in Abstimmung 
mit dem AG vom vertraglichen Baubeginn bis spätestens 2 Wochen nach Abnahme gestattet. 

 
12. Abnahme 
 (zu VOB/B § 12) 
12.1 Der Auftraggeber verlangt die förmliche Abnahme ab einer Auftragssumme von 10.000 EUR 

(ohne Umsatzsteuer). 
12.2 In sich abgeschlossene Teile der Leistung (VOB/B § 12 Nr. 2) sind nur solche, für die im 

Vertrag ausdrücklich eine Teilabnahme sowie eine endgültige Feststellung und Bezahlung 
nach VOB/B § 16 Nr. 4 vorgesehen sind. 

12.3 Werden nicht in sich abgeschlossene Teile der Leistung abgenommen, so handelt es sich 
nur um vorbereitende Maßnahmen für die endgültige Abnahme. 

12.4 Die Leistung bzw. Teile der Leistung können zur Aufrechterhaltung des Verkehrs vor der 
Abnahme in Gebrauch genommen werden. 

 
13. Mängelansprüche 
 (zu VOB/B § 13) 

Sind noch Mängel zu beseitigen oder Restleistungen zu erbringen, behält der Auftraggeber 
das 2-fache der Summe ein, die voraussichtlich bei Mängelbeseitigung bzw. 
Leistungserbringung durch einen Dritten zu vergüten wäre. 

 
14. Rechnungen  
 (zu VOB/B §§ 14 und 16) 
14.1 Ist ein Skonto Vertragsbestandteil, so ist das auf dem ersten Blatt jeder Rechnung deutlich 

zu vermerken. Enthält eine Rechnung diesen Vermerk nicht, so hat der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

14.2 Ein angebotenes Skonto wird bei jeder Zahlung (Abschlags-/ Voraus-/ Teilschluss-/ 
Schlusszahlung) abgezogen, bei der die angebotene Zahlungsfrist eingehalten wird. 

 
15. Abrechnungsunterlagen 

(zu VOB/B § 14 Abs.1 und 2) 
15.1 Als Aufmassblätter sind Formblätter gemäß Vordruck „HVA B-StB-Aufmaßblatt“ zu 

verwenden. Dabei sind für Aufmaße und zugehörige Berechnungen getrennte Blätter zu 
verwenden. 

15.2 Die Aufmaße sind nach Angaben des Auftraggebers nach Leistungsverzeichnis-Positionen, 
räumlichen Bauabschnitten und ggf. den jeweiligen Kostenträgern zu gliedern. 

15.3 Jeder Rechnung sind alle zur Prüfung erforderlichen Leistungsnachweise wie Zeichnungen, 
Belegen oder gemeinsame Feststellungen beizufügen. 

15.4 Aufmaße, die nicht vom Auftraggeber oder dessen Beauftragtem unterschrieben sind, gelten 
nicht als zahlungsbegründende Unterlagen. 

15.5 Zeitgleich mit der Übergabe einer Rechnung an den Auftraggeber ist der örtlichen 
Bauüberwachung eine Kopie der Rechnung einschließlich aller erforderlichen Anlagen zu 
übergeben. Die Kosten sind bei der Kalkulation des Gesamtangebotes zu berücksichtigen. 

 
16. Aufrechnung von Forderungen  

(zu VOB/B § 16) 
Unter Verzicht auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit nach § 387 BGB willigt der 
Auftragnehmer ein, dass Forderungen der Bundesrepublik Deutschland oder des Freistaates 
Sachsen oder eines Landkreises des Freistaates Sachsen an den Auftragnehmer gegen 
Forderungen des Auftragnehmers an eine dieser Körperschaften aufgerechnet werden. 
Die Einwilligung erstreckt sich nur auf Bauverträge im Straßen- und Brückenbau zwischen 
den vorgenannten Körperschaften und dem Auftragnehmer. Forderungen aus solchen 
Verträgen gelten untereinander als Konnex im Sinne des § 273 BGB. 
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17. Bauzeitenplan, Baustelleneinrichtungsplan 
(zu VOB/B § 3) 

17.1 Bauzeitenplan 
 wird nicht verlangt     1) 
 ist dem Auftraggeber vor Baubeginn vorzulegen 1) 
 ist zusammen mit dem Angebot einzureichen 1) 

Bemerkungen:                                     2) 
Die vom Auftragnehmer angegebenen Einzelfristen werden  
verbindlicher Vertragsbestandteil. 
Der Bauzeitenplan ist auf Verlangen während der Ausführung fortzuschreiben. 
                                                             2) 

17.2 Baustelleneinrichtungsplan 
 wird nicht verlangt       1) 
 ist dem Auftraggeber nach besonderer Aufforderung vorzulegen 1) 
 ist zusammen mit dem Angebot einzureichen   1) 

Bemerkungen:                                     2) 
 
1)  Zutreffendes ist vom Auftraggeber anzukreuzen 
2)  Einträge nur durch Auftraggeber  

 
18. Angaben zur Preisermittlung 

(zu VOB/B § 2) 
18.1 Der Bieter ist verpflichtet, die Preisermittlung vollständig ab dem Eröffnungstermin auf Abruf 

durch den Ausschreibenden bereitzuhalten. Ist für die Wertung der Angebote im Sinne 
VOB/A § 16 die Einsichtnahme in die Preisermittlung erforderlich, so ist diese auf 
Anforderung umgehend zuzustellen. Die Preisermittlung muss sämtliche Positionen - auch 
für Nachunternehmer vorgesehene - beinhalten. Die Vorlage einer nicht nachvollziehbaren 
Kalkulation gilt als Verweigerung der Mitwirkung bei der Angebotsaufklärung gemäß § 15 Nr. 
2 VOB/A und kann zum Ausschluss des Angebotes führen. 

18.2 Es müssen die Mittellohnbildungen erkennbar und die aufgegliederten Zuschlagssätze im 
Einzelnen zu ersehen sein. Nach Zuschlagserteilung ist die Urschrift der Preisermittlung in 
einem verschlossenen Umschlag, bezeichnet mit Terminaufdruck und Baumaßnahme, 
umgehend beim Auftraggeber einzureichen. 

18.3 Die Preisermittlungsgrundlagen der angebotenen Einheitspreise sind sowohl für die 
Ermittlung einer eventuell geforderten Einheitspreisänderung bei Mengenänderungen von 
mehr als 10 v.H. als auch für die Preisermittlung von Leistungen, die zwar nicht Bestandteil 
des Auftrags–LV’s sind, aber zur vollständigen Vertragserfüllung erforderlich werden, 
maßgebend. 

18.4 Die Preisermittlung als Ganzes wird nicht Vertragsbestandteil. 
18.5 Sind nach VOB/B § 2 Abs. 3, 5, 6, 7 und / oder 8 Nr. 2 Preise zu vereinbaren, hat der 

Auftragnehmer mit dem Nachtragsangebot folgende Unterlagen einzureichen: 
 Begründung der Nachtragsforderung, 
 Kalkulation der neuen Leistung, 
 Nachweis von Stoffkosten, Deponiekosten, Leistungen Dritter, sonstiger Kosten, 
 Nachweis der Zuschläge auf Löhne, Stoffe und Geräte aufgrund der Kalkulation der 

vertraglichen Leistung (Urkalkulation), 
 Kalkulation für ähnliche (vergleichbare) vertragliche Leistungen oder Teilarbeiten des 

Leistungsverzeichnisses (Urkalkulation), 
 Angaben zu Auswirkungen auf die Bauzeit, bei Überschreitung von Vertragsterminen mit 

Darstellung des „kritischen Weges“ der Baumaßnahme, 
 Nachtrags-LV digital im Datenformat DA83 und DA84 oder DA86. 

 Das Erstellen von Nachtragsangeboten ist den Allgemeinen Geschäftskosten zuzuordnen 
und nach üblicher Verkehrssitte nicht gesondert vergütungswürdig. Sollte in Ausnahmefällen 
eine Fachplanung für die Erstellung des Nachtrages erforderlich sein, ist die Verfahrensweise 
vorher mit dem AG abzustimmen. 

 
19. Bautagesberichte 
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(zu VOB/B § 4) 
Der Auftragnehmer hat Bautagesberichte zu führen und diese dem AG täglich zu übergeben. 
Sie müssen alle Angaben enthalten, die für die Ausführung und Abrechnung des Auftrages 
von Bedeutung sein können. 

 
20. Prüfen der Verdichtungskennwerte 

Sofern in der Leistungsbeschreibung keine der drei Methoden M 1 bis M 3 gemäß ZTV E-
StB für das Prüfen der Verdichtungskennwerte festgelegt wird, gilt die Methode M 3 als 
vereinbart. 

 
21. Nachweis der Einbaudicke  
21.1 Der Nachweis der Einbaudicke gebundener Schichten (für Eigenüberwachungsprüfung und 

Kontrollprüfung) gemäß ZTV Asphalt erfolgt mittels elektro-magnetischem Messverfahren. 
Die Kosten für die erforderlichen Messreflektoren und deren Verlegung sind in die 
Einheitspreise der jeweiligen Schicht einzukalkulieren 

21.2 Lage der Messreflektoren 
 Abwechselnd rechts (0,75 m vom Fahrbahnrand), mittig, links (0,75 m vom Fahrbahnrand) 

unter jeder Asphaltschicht. 
 Abstand der Messpunkte: nicht mehr als 50 m. 
 Mindestanzahl der Messpunkte: 20 Stück je Schicht. 
 Versatz der Reflektoren unter den einzelnen Schichten: 2 m in Längsrichtung der Straße. 
 Die Lage der Reflektoren ist in geeigneter Weise zu markieren. Mehrkosten für 

Kontrollprüfungen des Auftraggebers, die durch mangelhaft verlegte, beschädigte oder nicht 
auffindbare Messreflektoren entstehen, gehen zu Lasten des Auftragnehmers. 

 
22. Hinweise zur Verfüllung von Bohrkernlöchern im Asphaltoberbau 

Bohrkernlöcher sind über die gesamte Dicke des Asphaltoberbaus fachgerecht zu 
verschließen. Dabei sind Verdichtungsgrad, Zusammensetzung und Schichtenaufbau so zu 
wählen, dass bezüglich Dauerhaftigkeit, Dichtigkeit und Tragfähigkeit die der 
Originalkonstruktion nahekommenden Parameter erreicht werden. Dem Auftraggeber ist die 
Eignung nachzuweisen. Geschlossene Bohrkernlöcher unterliegen den für die 
Asphaltdeckschicht geltenden Gewährleistungsanforderungen. 

 
23. Prüfung des Schichten- / Lagenverbundes 

(ARS SMWA Nr. 17/2008 vom 19.09.2008 (S 17/7182.8/3/906013) sowie Ergänzende 
Regelungen der sächsischen Straßenbauverwaltung, Teil: Straßenbautechnik (Stand: 
01.02.2016) 
Bei Unterschreitungen der Grenzwerte für den Schichtenverbund nach Abschnitt 4.2.3 der 
ZTV Asphalt-StB 07/13 kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer anbieten, im Rahmen 
einer einzelvertraglichen Vereinbarung die Geltendmachung von Mängelansprüchen (§ 13 
Nr. 5 VOB/B) vorerst zurückzustellen und dafür als Ausgleich einen Abzug nach folgender 
Formel vorzunehmen: 

 

A = AP * F 
 

A = Abzug in EUR, 
AP = Abzugspreis in EUR/m², 
F = der Probe zugehörige Einbaufläche in m². 
Der Abzugspreis beträgt bei Unterschreitung des Grenzwertes 

 zwischen Asphaltdeck- und Asphaltbinderschicht 1,00 EUR/m², 
 zwischen allen übrigen Asphaltschichten und –lagen 0,75 EUR/m². 

Tritt der Mangel an mehreren Schicht- bzw. Lagengrenzen der gleichen Fläche auf, werden 
die Abzüge addiert. 
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24. Bewertung der Überschreitung des Hohlraumgehaltes an der eingebauten 
Asphaltschicht (Bohrkern) 
(ARS SMWA Nr. 17/2008 vom 19.09.2008 (S 17/7182.8/3/906013) sowie Ergänzende 
Regelungen der sächsischen Straßenbauverwaltung, Teil: Straßenbautechnik (Stand: 
01.02.2016) 

24.1 Ergänzend zu den Anforderungen aus Tabelle 11 der ZTV Asphalt-StB 07/13 darf der 
Hohlraumgehalt für Asphaltbinderschichten in der eingebauten Schicht den Grenzwert von 
8,0 Vol.-% nicht überschreiten.  

24.2 Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer bei Überschreitungen des Grenzwertes 
anbieten, im Rahmen einer einzelvertraglichen Vereinbarung die Geltendmachung von 
Mängelansprüchen (§ 13 Nr. 5 VOB/B) vorerst zurückzustellen und dafür als Ausgleich einen 
Abzug nach folgender Formel vorzunehmen: 

 

    A = p² * 3 * EP * F 
              100 
 

A = Abzug in EUR 
p = Überschreitung des zulässigen Hohlraumes in Vol.-% 
EP = der sich aus der Abrechnung ergebende Einheitspreis in EUR/m² oder EUR/t 
F = dem Bohrkern zugehörige Einbaufläche in m² oder zugehörige   
  Einbaumenge in t. 
Wenn gleichzeitig ein Abzug wegen einer Unterschreitung des Verdichtungsgrades nach 
Anhang A.2.4 der ZTV Asphalt-StB 07/13 möglich ist, wird für die zugehörige Bezugsfläche 
nur der jeweils größere angewandt. 

 
25 Lieferscheine, Rechnungs- und Zahlungsbelege 

(zu VOB/B § 14 Abs. 1 und 2) 
25.1 Sämtliche im Zusammenhang mit der Erfüllung des Bauvertrages anfallenden Liefer- / 

Wiegescheine sowie Rechnungs- und Zahlungsbelege, auch solche, die nicht 
Abrechnungszwecken gemäß § 14 VOB/B dienen, sind dem Auftraggeber unverzüglich (z.B. 
bei Anlieferung) im Original vorzulegen, sofern dies der Auftraggeber in Einzelfällen verlangt. 

25.2 Bei Positionen, deren Nachweis durch Wiegescheine erfolgt, ist durch Einzelwägungen 
„Brutto“ und „Tara“ der Lieferungen die tatsächliche Menge maschinell festzustellen. 

 Der Auftraggeber muss nicht exakt ausgefüllte Wiegescheine als zahlungsbegründende 
Unterlage ablehnen. 

 
26. Freistellungsbescheinigungen 

Für alle Grundstücksangleichungen sind vom Auftragnehmer schriftliche 
Freistellungsbescheinigungen der Grundstückseigentümer einzuholen. Die 
Bescheinigungen sind dem Auftraggeber vor der Abnahme zu übergeben. 
Werden vom Auftragnehmer Lagerplätze und dgl. angemietet, ist dem Auftraggeber eine 
Kopie der Vereinbarung mit dem Eigentümer zu übergeben. Nach dem Beräumen der 
Flächen erhält der Auftraggeber die Kopie der Freistellungsbescheinigung. 

 
27. Abzugsregelungen in Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen (ZTV) 

Die folgenden Vertragsbedingungen zu Abzügen wegen Über- bzw. Unterschreitungen von 
vereinbarten Grenzwerten in den  
 ZTV Asphalt-StB 07/13, Anhang A, 
 ZTV Beton-StB 07, Anhang G, 
 ZTV BEA-StB 09/13, Abschnitt 6.1, 
 ZTV BEB-StB 15, Abschnitt 4, 
 ZTV E-StB 17, Anhang 1, 
 ZTV Ew-StB 14, Abschnitt 1.8, 
 ZTV M 13, Abschnitt 15, 
gelten erst nach einzelvertraglicher Vereinbarung. 

 
28. Sicherheits- und Gesundheitsschutz auf Baustellen 
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28.1 Die Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen 
(Baustellenverordnung – BaustellV) wird Vertragsbestandteil. 

28.2 Der Auftraggeber behält sich vor, dem Auftragnehmer gem. § 4 BaustellV mit der 
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 2 (3) (SiGe-Plan) und § 3 (Koordinierung) zu 
beauftragen (erforderlich bei Bauzeit > 30 Tage und > 20 Beschäftigte oder Bauzeit > 500 
Personentage). 

28.3 Der nach § 2 (3) BaustellV geforderte Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan ist vom 
Koordinator zu erstellen bzw. laufend fortzuschreiben und auf der Baustelle den einzelnen 
Auftraggebern jederzeit in geeigneter Weise zugänglich zu machen. 

28.4 Wird auf Nebenangebote, die Auswirkung auf den Sicherheits- und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten haben, der Zuschlag erteilt, hat der Auftragnehmer den Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzplan nach der Baustellenverordnung zu erstellen bzw. den 
bereitgestellten Plan anzupassen und mit dem vom Auftraggeber bestellten Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkoordinator vor dem Einrichten der Baustelle abzustimmen. 

 
29. Verteilung der Gefahr 

(zu VOB/B §§ 7 und 12) 
1)  Zur Absicherung von Schadensereignissen an Bauleistungen hat der Auftragnehmer 

eine Bauleistungsversicherung nach den Allgemeinen Bedingungen für 
Bauleistungsversicherungen von Unternehmerleistungen (ABU) abzuschließen. 

1)  Der Auftraggeber schließt für die Baumaßnahme eine Bauleistungsversicherung ab. 
Das Risiko des Auftragnehmers im Sinne der §§ 7 und 12 VOB/B ist vom 
Versicherungsschutz mit umfasst. 
Die Kosten für den Versicherungsschutz werden auf den Auftragnehmer umgelegt. 
Hierzu erfolgt eine Umlage von 1,00 ‰ 2) 
aus der Gesamtauftragssumme. Die Rechnungen des Auftragnehmers werden 
entsprechend gekürzt. 

 
1) Zutreffendes ist vom Auftraggeber anzukreuzen 

 2) Einträge nur durch Auftraggeber (übliche Umlage: 1 bis 3 ‰) 
 
30. Abfallentsorgung 
30.1 Abfallerzeugernummer für Landratsamt Bautzen, Straßen- und Tiefbauamt, SG Straßenbau:

 S25E00298 
 Die Anwendung der Erzeugernummer erfolgt bei Baumaßnahmen an Kreisstraßen, bei 

denen mehr als 20 Tonnen gefährliche Abfälle anfallen. 
 Hinweis zum Nachweisverfahren: Auf den Begleitscheinen sollte unter Punkt „Vermerke“ die 

Straßennummer oder die Bezeichnung der Baumaßnahme vermerkt werden. 
30.2 1)  Bei dem Bauvorhaben fällt Ausbauasphalt mit pechhaltigen Bestandteilen an. 

Die Wiederverwendung dieses Materials in der Baumaßnahme ist nicht möglich. Eine 
Rücknahmeverpflichtung des Auftraggebers erfolgt daher nicht. Der Auftragnehmer 
oder ein von ihm beauftragter Dritter haben den anfallenden Abfall einer 
anderweitigen nachweisbaren Wiederverwertung oder Entsorgung zuzuführen. 

 

 1) Zutreffendes ist vom Auftraggeber anzukreuzen 
 
31. Fahrbahnmarkierungen 
31.1 Wenn vom Auftraggeber keine Markierungspläne übergeben werden, hat der AN die im 

Baubereich vorhandenen Fahrbahnmarkierungen vor dem Entfernen hinsichtlich 
Stationierung, Art, Abmessungen und Lage einzumessen. Eine Kopie der Einmessung ist der 
örtlichen Bauüberwachung zu übergeben. Nach dem Einbau der Fahrbahndecke ist die 
Fahrbahnmarkierung entsprechend dem Einmessplan wiederherzustellen. 

31.2 Soweit in der Leistungsbeschreibung nicht anders beschrieben, wird zunächst eine 
Verkehrsfreigabemarkierung aus Farbe appliziert, deren Nassfilmdicke 0,6 mm beträgt. Der 
Auftragnehmer hat die Vormarkierung vom Straßenmeister abnehmen zu lassen. Etwa 6 bis 
8 Wochen nach dem Herstellen der vorläufigen Markierung wird eine Kaltplastik als 
endgültige Markierung aufgebracht. Die endgültigen Längs- und Quermarkierungen werden 
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als Markierungen mit erhöhter Nachtsichtbarkeit bei Nässe (Markierungssystem Typ II) 
ausgeführt. 
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Bieter Vergabenummer Datum 

   

Baumaßnahme  

 

 

Leistung  

 
 
Angaben zur Kalkulation mit vorbestimmten Zuschlägen 
 

1 Angaben über den Verrechnungslohn Zuschlag 
% €/h 

1.1 
 

Mittellohn ML 
einschl. Lohnzulagen u. Lohnerhöhung, wenn keine Lohngleitklausel vereinbart wird  

1.2 
 

Lohngebundene Kosten 
Sozialkosten und Soziallöhne, als Zuschlag auf ML   

1.3 
 

Lohnnebenkosten 
Auslösungen, Fahrgelder, als Zuschlag auf ML   

1.4 
 

Kalkulationslohn KL 
(Summe 1.1 bis 1.3)  

1.5 
 

Zuschlag auf Kalkulationslohn 
(aus Zeile 2.4, Spalte 1)   

1.6 
 

Verrechnungslohn VL 
(Summe 1.4 und 1.5, VL im Formblatt 223 berücksichtigen)  

 

2 Zuschläge auf die Einzelkosten der Teilleistungen = unmittelbare Herstellungskosten 

  Zuschläge in % auf 

  
Lohn Stoffkosten Geräte-

kosten 
Sonstige Kos-

ten 
Nachunter-

nehmer-
leistungen 

2.1 Baustellengemeinkosten      

2.2 Allgemeine Geschäftskosten      

2.3 Wagnis und Gewinn      

2.3.1 Gewinn      

2.3.2 betriebsbezogenes Wagnis1      

2.3.3 leistungsbezogenes Wagnis2      

2.4 Gesamtzuschläge      

 

                                                      
1 Wagnis für das allgemeine Unternehmensrisiko 
2 Mit der Ausführung der Leistungen verbundenes Wagnis 
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3. Ermittlung der Angebotssumme 

  

Einzelkosten der 
Teilleistungen = 

unmittelbare Her-
stellungskosten 

€ 

Gesamt-
zuschlä-

ge 
gem. 2.4 

 
% 

Angebotssumme 
 
 
 

€ 

3.1 Eigene Lohnkosten 
Verrechnungslohn (1.6) x Gesamtstunden  

  x 
 

3.2 Stoffkosten 
(einschl. Kosten für Hilfsstoffe)    

3.3 Gerätekosten 
(einschließlich Kosten für Energie und Be-
triebsstoffe) 

   

3.4 Sonstige Kosten 
(vom Bieter zu erläutern)    

3.5 Nachunternehmerleistungen 3 
   

Angebotssumme ohne Umsatzsteuer  

 
eventuelle Erläuterungen des Bieters: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                      
3  Auf Verlangen sind für diese Leistungen die Angaben zur Kalkulation der(s) Nachunternehmer(s) dem Auftraggeber vorzulegen. 
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Bieter Vergabenummer Datum 

   
Baumaßnahme 
 
 

Leistung 

 
 
Angaben zur Kalkulation über die Endsumme 
 

1. Angaben über den Verrechnungslohn Lohn 
€/h 

1.1 Mittellohn ML 
einschl. Lohnzulagen u. Lohnerhöhung, wenn keine Lohngleitklausel vereinbart wird 

 

1.2 Lohngebundene Kosten 
Sozialkosten und Soziallöhne  

 

1.3 Lohnnebenkosten 
Auslösungen, Fahrgelder  

 

1.4 Kalkulationslohn KL 
(Summe 1.1 bis 1.3) 

 

 
Berechnung des Verrechnungslohnes nach Ermittlung der Angebotssumme (vgl. Blatt 2) 
 
1.5 Umlage auf Lohn 

(Kalkulationslohn x v.H. Umlage aus 2.1) €/h v.H. 
 

1.6 Verrechnungslohn VL 
(Summe 1.4 und 1.5) 

 

 
eventuelle Erläuterungen des Bieters: 
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1  Auf Verlangen sind für diese Leistungen die Angaben zur Kalkulation der(s) Nachunternehmer(s) dem Auftraggeber 

vorzulegen. 

Ermittlung der Angebotssumme Betrag 
€ 

Gesamt 
€ 

 Umlage Summe 3 auf 
die Einzelkosten für die 
Ermittlung der EH-Preise 

2 Einzelkosten der Teilleistungen  = unmittelbare Herstellungskosten  % € 
2.1 Eigene Lohnkosten      
 Kalkulationslohn (1.4) x Gesamtstunden:      
  x   x   
2.2 Stoffkosten 

(einschl. Kosten für Hilfsstoffe) 
  x   

2.3 Gerätekosten 
(einschl. Kosten für Energie und Betriebsstoffe) 

  x   

2.4 Sonstige Kosten  
(Vom Bieter zu erläutern) 

  x   

2.5 Nachunternehmerleistungen 1   x   
Einzelkosten der Teilleistungen (Summe 2)    noch zu 

verteilen 
 
 

 
Zusammensetzung der Umlagesummen 

 Umlage 
gesamt (€) 

Anteil 
BGK (€) 

Anteil 
AGK (€) 

Anteil 
W+G (€) 

2.1 eigene Lohnkosten     
2.2 Stoffkosten      
2.3 Gerätekosten     
2.4 Sonstige Kosten     
2.5 Nachunternehmerleistungen     
  
3 Baustellengemeinkosten, Allgemeine Geschäftskosten, Wagnis und 

Gewinn 
3.1 Baustellengemeinkosten 

(soweit hierfür keine besonderen Ansätze im Leistungsverzeichnis vorgesehen 
sind 

3.1.1 Lohnkosten einschließlich Hilfslöhne   
 Bei Angebotssummen unter 5 Mio € :  

Angabe des Betrages 
  

 Bei Angebotssummen über 5 Mio € :  
Kalkulationslohn (1.4) x Gesamtstunden: 

  

   x   
3.1.2 Gehaltskosten für Bauleitung, Abrechnung 

Vermessung usw. 
  

3.1.3 Vorhalten u. Reparatur der Geräte u. 
Ausrüstungen, Energieverbrauch, Werkzeuge 
u. Kleingeräte, Materialkosten f. 
Baustelleneinrichtung 

  

3.1.4 An- u. Abtransport der Geräte u. 
Ausrüstungen, Hilfsstoffe, Pachten usw. 

  

3.1.5 Sonderkosten der Baustelle, wie techn. 
Ausführungsbearbeitung, objektbezogene 
Versicherungen usw. 

  

Baustellengemeinkosten (Summe 3.1)  
3.2 Allgemeine Geschäftskosten (Summe 3.2)  
3.3 Wagnis und Gewinn (Summe 3.3)  
3.3.1. Gewinn   
3.3.2 Betriebsbezogenes Wagnis (Wagnis für das 

allgemeine Unternehmensrisiko) 
  

3.3.3 Leistungsbezogenes Wagnis ( mit der 
Ausführung der Leistungen verbundenes 
Wagnis) 

  

Umlage auf die Einzelkosten (Summe 3)    
Angebotssumme ohne Umsatzsteuer (Summe 2 und 3)  



223
(Aufgliederung der Einheitspreise)

Aufgliederung der Einheitspreise

OZ
des

LV 1

Kurzbezeichnung d. Teilleistung 1 Menge 1

Men-
gen-

einheit
1

Zeitan-
satz 2

Teilkosten einschl. Zuschläge in €
(ohne Umsatzsteuer) je Mengeneinheit 2

Löhne 2, 3 Stoffe 2 Geräte 2, 4
Sonstiges

2

Angebotener
Einheitspreis

(Sp. 6+7+8+9)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

01.01.0010 Baustelle einrichten psch

01.01.0330 Sicherung Bestandsgebäude psch

01.04.0040 Boden bzw. Fels lösen 20 m³

01.04.0080 Boden liefern 15 m³

01.05.0050
Erosionsschutzmatte

verlegen
30 m²

01.06.0100 Leitungsgraben herstellen 8 m³

01.07.0040 Fangedamm psch

01.09.0070 Frostschutzschicht 46 m³

01.10.0090 Asphaltschutzschicht 24 m²

01.10.0190 Asphalttragschicht 85 m²

01.12.0030 Behelfsbrü cke psch

01.13.0040 Bew. Beton Ü berbau 15 m³

01.13.0170 Grü ndung Behelfsbrü cke psch

01.14.0030 Natursteinvormauerung 5 m²

01.15.0020 Stahlgeländer 16 m

01.16.0010 Dichtungsschicht 39 m²

1 Wird vom Auftraggeber vorgegeben.
2 Ist bei allen Teilleistungen anzugeben, unabhängig davon ob sie der Auftragnehmer oder ein Nachunternehmer erbringen wird.
3 Sofern der zugrunde gelegte Verrechnungslohn nicht mit den Angaben in den Formblättern 221 oder 222 ü bereinstimmt, hat der

Bieter dies offenzulegen.
4 Fü r Gerätekosten einschl. der Betriebsstoffkosten, soweit diese den Einzelkosten der angegebenen Ordnungszahlen zugerechnet

worden sind.
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Bieter

P.657.119:004/01 - Erneuerung Ü berbau Brü cke ü ber die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

Baumaßnahme

Leistung

Vergabenummer Datum
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Bezeichnung der Bauleistung:

P.657.119:004/01 Erneuerung Überbau Brücke über die Pulsnitz, (Am Bergkeller) in Pulsnitz -
Ortsteil Friedersdorf

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Soweit in der Leistungsbeschreibung auf Technische Spezifikationen, z. B. nationale Normen, mit denen
Europäische Normen umgesetzt werden, Europäische technische Bewertungen, gemeinsame technische
Spezifikationen, internationale Normen, Bezug genommen wird, werden auch ohne den ausdrücklichen
Zusatz: „oder gleichwertig“, immer gleichwertige Technische Spezifikationen in Bezug genommen.

Leistungsbeschreibung
(bleibt beim Bieter)

Inhalt

Seite/Blatt

Baubeschreibung 1 - 47

Leistungsverzeichnis

Verzeichnis der verwendeten Leistungsbereiche

Langtext-Verzeichnis 1 - 46

Kurztext-/Preis-Verzeichnis 1 - 24

Langtext-/Preis-Verzeichnis

Verzeichnis für Stoffpreisgleitklausel

Anlagen für Bietereintragungen

Sonstige Anlagen

Angebotsaufforderung / Besondere Vertragsbedingungen / Formblätter 1 - 37

Übersichtslageplan 1

Ausschreibungsplan 1

Baugrundgutachten 1 - 47

Abrechnungseinheiten

m M Meter

km KM Kilometer

m2 M2 Quadratmeter

km2 KM2 Quadratkilometer

ha HA Hektar

l L Liter

m3 M3 Kubikmeter

kg KG Kilogramm

t T Tonne

h H Stunde

d D Tag

Mt MT Monat

kwh KWH Kilowattstunde

St ST Stück

Psch PSCH Pauschal

md MD Meter x Tage

mWo MWO Meter x Wochen

mMt MMT Meter x Monate

m2d M2D Quadratmeter x Tage

m2Wo M2WO Quadratmeter x Wochen

m2Mt M2MT Quadratmeter x Monate

Std STD Stück x Tage

StWo STWO Stück x Wochen

StMt STMT Stück x Monate

Besondere Kennzeichen G Grundposition W Wahlposition
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